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Kriminalität, Kontrollpolitik und Gesellschaftsstruktur
Arno Pilgram
Hintergrund dieses Untersuchungsprojekts ist eine Anfrage der
Justizverwaltung nach Daten über die Kriminalitätsentwicklung
in Österreich mit dem Ziel, eine entdramatisierende und die
liberale Reformpolitik der Sozialdemokratie legitimierende
Auskunft zu erhalten. Mit den Ergebnissen soll eine Auseinan¬
dersetzung um die Problemdarstellung in der öffentlichkeit vor
allem mit der Polizei und den von ihr mit Informationen verse¬
henen Medien aufgenommen werden. Kriminalität spielt in der
public relation ihrer verschiedenen Verwalter (die sie nicht
zuletzt dokumentieren und interpretieren) eine wesentliche Rol¬
le. Diese bei Studien über das Zustandekommen der Kriminalsta¬
tistiken und auch bei der Auftragsvergabe sichtbare Tatsache
wirft Fragen nach der Herkunft und inhaltlichen Kontinuität
der Problemdefinition "Kriminalität" auf, auf welche bei einer
Längsschnittuntersuchung zurückgegriffen wird. Mündet diese
Fragestellung notgedrungen in bloßer Kritik und Distanzierung
von vergangenen und zukünftigen Entwicklungsforschungen anhand
von offiziellem kriminalsoziologischem Datenmaterial, oder hat
die jüngere kriminalsoziologische Diskussion eine Perspektive
eröffnet, unter der die Beschäftigung mit Kriminalstatistiken
mit der institutionell gefilterten Kriminalitätswirklichkeit
wieder sinnvoll erscheint?
Der Umgang mit Kriminalstatistiken setzt einen Begriff von Kri¬
minalität voraus, dem die Tatsache dessen unterschiedlicher Ver¬
wendbarkeit und Verwendung integrierbar ist. Ansonsten bleibt
man unfähig, die Existenz divergierender Kriminalitätsdaten
und -Statistiken z.B. aus Opferbefragungen, Polizei- oder Ge-
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richtsberichten anders denn als herrschende Begriffsverwirrung
zu verstehen. Man muß davon abgehen, Kriminalität als etwas
zu betrachten, das durch Kriminalnormen objektiv beschrieben
ist, und sie vielmehr als die Summe von Ereignissen sehen, auf
die (mit unterschiedlich breiter und folgenreicher sozialer
Übereinstimmung) Kriminalnormen zur Anwendung gebracht werden.
Daran sind nicht nur Strafgerichte und Polizei, sondern noch
vor diesen und in erster Linie Täter, Opfer, Zeugen, die Kon¬
fliktparteien selbst, juristische Laien beteiligt. Kriminali¬
tät als soziale Wirklichkeit ist somit immer ein Interaktions¬
produkt und nicht einfach "Täterverhalten". Kriminalstatisti¬
ken drücken nicht schlicht die Inzidenz bestimmter Verhaltens¬
weisen in der Gesellschaft aus, sondern sind Indikatoren für
eine bestimmte Art der Organisation des Umgangs mit sozialen
Problemen.
Bei einem solchen Begriff von Kriminalität sind Kriminalstatisti
ken nicht mehr oder minder "ungenaue" Messungen all jener Ver¬
haltensweisen, die (unter welchen moralischen Annahmen immer)
-V
als kriminell relevant werden sollten bzw. (unter welchen so¬
zialen Bedingungen immer) als solche relevant werden könnten.
Sie sind vielmehr "genaue" Messungen der in bestimmten (je nach
Statistik) verschiedenen sozialen Kontexten konkret als Krimi¬
nalität aktualisierten und relevant gewordenen Ereignisse.
Die gesellschaftliche Kriminalitätswirklichkeit wird nicht
durch eine einzelne statistische Datenquelle faßbar, sondern
nur im Vergleich aller bereits vorhandenen und noch zu er¬
schließender. Nur so kann ein umfassendes Bild all der Situa¬
tionszusammenhänge gewonnen werden, in denen Kriminalität eine
Rolle spielt. Auf diese Weise würde sichtbar, daß es z.B. Er¬
eignisse gibt, die von manchen Individuen oder Gruppen als
kriminell verstanden werden, die darin aber von anderen und/
oder Polizei und Gerichten nicht recht bekommen, bzw. daß es
Ereignisse gibt, die zwar privat oder informell als Kriminali¬
tät relevant werden, nicht jedoch formell verbindlich
- vice
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versa, daß es polizeilich initiierte Anzeigen und Verurtei¬
lungen gibt, die von den involvierten Personen als sozial
unzweckmäßig und ungerechtfertigt angesehen werden. Der im
Einzelfall wie gesellschaftlich problematische Charakter von
Kriminalität erschließt sich gerade in der Gegenüberstellung
von verschiedenen Realitätsdeutungen und -dokumentationen.
Eine Untersuchung der Kriminalitätsentwicklung über die Zeit
dürfte nicht von einem objektivistischen Kriminalitätskonzept
und daher auch nicht von einer einzelnen (und sei es die am
"verläßlichsten" geltende) Kriminalstatistik ausgehen, sondern
immer von Parametern für sich verändernde Interaktionssitua¬
tionen zwischen Teilen der Bevölkerung und verschiedenen Kon¬
trollinstanzen sowie dieser untereinander. Charakteristika sol¬
cher Interaktionssituationen wären das Ausmaß der Resignation
versus Ermutigung, staatliche Macht in bestimmten privaten Kon¬
flikten zu mobilisieren, d.h. zur Strafverfolgung gegen das
Interesse einzelner oder sämtlicher privater Konfliktbeteilig¬
ter; oder die Häufigkeit der Weigerung des Gerichts, polizei¬
liche Situationsdefinitionen zu autorisieren, etc. Die opera-
tionalen Möglichkeiten dazu sind leider beschränkt, insofern
in der Regel nur die (übereinstimmenden oder divergierenden)
Problemdefinitionen seitens der formellen Instanzen Polizei
und Justiz (deren jeweilige Kriminalstatistik) allein vorlie¬
gen, nur sporadisch oder gar nicht hingegen Bevölkerungsbefra¬
gungen nach Kriminalitätswahrnehmungen und Kriminalisierungs¬
initiativen (Viktimisierungsstudien). Ebenso fehlen zumeist
Daten, die einen sinnvollen Vergleich zwischen informell bzw.
in verschiedener Weise formell kriminalisierten Ereignissen
nach anderen als juristischen Kategorien zuließen, z.B. nach
dem sozialen Verhältnis zwischen den Konfliktbeteiligten,
nach entstandenen Schädigungen, nach außerrechtlichen und
rechtlichen Konfliktlösungen, Schadenskompensationen, Sank¬
tionen etc.
Auf dem Hintergrund eines entwickelten Verständnisses von Kri-
- 781
-
minalität und kriminalstatistischen Indikatoren scheint auch
eine einfache Beziehung zwischen irgendeiner der offiziellen
Kriminalitätszahlen und anderen, insbesondere wirtschaftli¬
chen gesellschaftlichen Entwicklungsdaten herstellen zu wol¬
len, wenig aussichtsreich. Beispielsweise können eine verän¬
derte Arbeitsmarktlage oder Einkommensverteilung für alle am
gesellschaftlichen Phänomen Kriminalität Beteiligten unter¬
schiedliche Folgen haben und Probleme aufwerfen, die unter¬
schiedlich beantwortet werden. Einerseits werden dadurch das
soziale Gefälle, Gelegenheitsstrukturen und Schadens- sowie
Kompensationsformen bestimmt, andererseits verändern sich der
soziale Status als Bedingung für ihre Inanspruchnahme und ih¬
ren Erfolg und/oder die Ressourcen der Polizei. Ebenso wan¬
deln sich bei veränderten Verkehrsformen die Probleme der
Justiz, die Geltung bestimmter Normen zu sichern, bzw. allge¬
meiner bei veränderten Sicherheitsverhäitnissen die staatli¬
chen Legitimations- und Loyalitätssicherungsprobleme. Von ua-
her müßten erst die Implikationen gesellschaftlicher Struk¬
turveränderungen auf die am Kriminälisierungsprozeß Beteilig¬
ten untersucht werden. Die Rolle derselben (z.B. Realisierung
von Chancen auf Kosten anderer, Anzeigeverhalten, Anzeigean¬
nahme und Strafverfolgungstätigkeit der Polizei, Bestätigung
durch das Gericht und dgl.) könnte dann als zweckvolle Reak¬
tion auf Existenzprobleme der Beteiligten verstanden werden.
Kriminalität als soziales Phänomen erschiene somit als Gesamt¬
produkt des Problemlösungsverhaltens verschiedener sozialer
Gruppen und Institutionen.
Dieses Untersuchungsziel ist bei der gegebenen Datenlage un¬
realisierbar. Dazu sind Forschungen über Kriminalisierungspro¬
zesse zu jungen Datums und zu unvollständig. Die Möglichkei¬
ten beschränken sich im wesentlichen auf einen Vergleich poli¬
zeilicher und gerichtlicher Wirklichkeitsrekonstruktionen,
auf Ausmaß und Qualität der Differenz bzw. Übereinstimmung
zwischen beiden Instanzen. Es ist möglich, die Steigerung oder
Abnahme der polizei- oder gerichtsoffiziellen Kriminalität bei
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gleichzeitig zunehmendem oder sinkendem Ausmaß gerichtlicher
"Korrekturen" polizeilicher Tätigkeit festzustellen und mit
ökonomischen und politischen Entwicklungen in Verbindung zu
bringen.
Untersuchungen haben gezeigt, daß die Polizei ein vitales In¬
teresse an einer kontinuierlichen (Wenngleich begrenzten)
Zunahme der Kriminalitätsraten hat und daß sie dies durch
ihre Arbeitsorganisation jederzeit auch unabhängig von realen
Veränderungen des "moralischen Zustands" der Gesellschaft er-
2)
reichen kann . Ferner kann die Zunahme der registrierten Kri¬
minalität infolge ständiger Perfektionierung der Zähltechni¬
ken zur Annahme steigender und ungenügend erfaßter Kriminali¬
tät führen und selbst zur "Kriminalitätsursache" werden, d.h.
das Handeln in mehrdeutigen sozialen Situationen in Richtung
auf Kriminalitätsdefinitionen steuern . Schließlich fungieren
Gerichte als Kontrollinstanz für polizeiliches Handeln, ver¬
mögen dieses in verschiedener Weise zu sanktionieren und in
4)
seinen Schwerpunkten zu lenken . ,
Die Frage lautet, welche wirtschaftlichen und politischen Kon¬
stellationen und deren Auswirkungen auf Polizei und Justiz be¬
günstigen eine von den Gerichten akzeptierte Zunahme von Kri¬
minalisierungen gegen bestimmte soziale Erscheinungen und Per¬
sonengruppen, und unter welchen aktualisiert sich hingegen
ein Widerspruch zwischen den beiden Institutionen, unter wel¬
chen Konstellationen wird die Rechtsanwendung problematisch
und mit welchen Rückwirkungen auf Polizei und Justiz auf die
von ihnen praktizierten Strategien, auf ihre Ausstattung mit
Mitteln und Kompetenz, auf ihre materielle Rechtsgrundlage etc.
Wie schlagen sich gesellschaftliche Strukturveränderungen, ver¬
mittelt über die Probleme, die sie den Kontrollinstanzen schaf¬
fen, über deren Politik und Problemmanagement auf Kriminalität
nieder?
Die ersten groben Hypothesen würden vermuten, daß die Insti-
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tutionen der Polizei Legitimationsprobleme unmittelbar über
Kriminalitätsraten und deren Schwankungen abwickeln, daß
sie ferner in wirtschaftlichen Aufschwungphasen zugunsten
der arbeitenden Bevölkerung als Repressionsapparat eher
entlegitimiert werden, zwar ihre Funktion durch Professio-
nalisierung und bessere Erfassung, d.h. auch "Vermehrung"
von Kriminalität zu demonstrieren versuchen, dabei jedoch in
Schwierigkeiten mit Rechtsprechung und Gesetzgebung geraten,
die in diesen Phasen das Reformpotential des Staates zu er¬
kennen geben müssen. Hingegen sollte sich in Zeiten der Re¬
zession, in denen nicht nur auf strafrechtlicher Ebene, son¬
dern vor allem im ökonomischen Bereich Einschränkungen und
direkte Repression an der Tagesordnung sind, die Legitima¬
tionsschwierigkeiten der Polizei verringern. Es ist anzuneh¬
men, daß sie dann weniger auf einen "Kriminalitätsanstieg"
angewiesen ist, da sie sowohl bei Gericht weniger Hindernis¬
se als auch einen offenen Weg in die Gesetzgebung vorfindet.
Anmerkungen
1) Weiss und Milankovich, 1974
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